[image: image1.png]


 Fraktion im Rat der Stadt Büren

Haushaltsrede 2007

Nach den Planzahlen des vorliegenden Haushaltsplanes können wir – wie jedes Jahr bei den Hauhaltsplanberatungen feststellen, dass auch im Jahr 2007 unsere Einnahmen die Ausgaben nicht decken werden.
Wenn man jedoch davon Kenntnis hat, dass - entgegen der Prognose - bereits in den Haushaltsjahren 2004 und 2005 keine Entnahme aus der Allgemeinen Rücklage notwendig wurde und eine Rücklagenentnahme im Jahr 2006 wahrscheinlich ebenfalls nicht notwendig sein dürfte, bedarf es einiger Anmerkungen zum vorliegenden „Planwerk“.

Ich sage bewusst „Planwerk“, da sich die prognostizierten Einnahmen und Ausgaben seit der Einbringung des Haushaltes im Oktober 2006 - das ist nicht einmal 6 Wochen her - deutlich verschoben haben.

Ich möchte hierzu beispielhaft und nicht abschließend anführen:

165.000 € weniger Kreisumlage

325.000 € Mehreinnahmen bei der Schlüsselzuweisung

120.000 € Mehreinnahmen bei der Allgemeinen Investitionspauschale

200.000 € Minderausgaben bei der Mittelmühle

Wenn man diesen positiven Zahlen, die in diesem Haushaltsplan nicht berücksichtigte Anhebung der Beteiligung der Stadt an der Investitionskostenförderung des Landes für Krankenhäuser i. H. v. zusätzlich 125.000 € gegenüberstellt und nachvollzieht, dass z.B. die für den BSV Ahden vorgesehen Mittel i. H. v. 46.855 € aus Haushaltsausgaberesten des Jahres 2006 beglichen werden können, kann das vorliegende Zahlenwerk eher als Rahmenvereinbarung gewertet werden.
Bevor jedoch Begeisterung über die positive Entwicklung des Planwerks entsteht, ist deutlich darauf hinzuweisen, dass die Schulden des städtischen Haushaltes am 01.01.2006 6,7 Mio € betragen haben.
Für den Haushalt des Jahres 2007 muss das bedeuten: Wir müssen uns erneut einschränken, denn wir dürfen die Lasten nicht einfach auf die spätere Generation verlagern.

Welche Aufgaben liegen vor uns, müssen positiv entschieden oder abgelehnt werden und bedingen finanzielle Aufwendungen:

1. Die SPD Fraktion weist deutlich darauf hin, dass die bislang nicht gelösten Begehrlichkeiten aus der Priorisierungsliste des Stadtsportverbandes elementare Grundsatzentscheidungen im Jahr 2007 bedingen, da eine Finanzierung und Realisierung dieser Liste einzig aus Mitteln der Sportpauschale unmöglich ist. Es kann und darf nicht so kommen, dass nur Wenige die aktive Verantwortung für eine auskömmliche Finanzierung tragen, während Andere sich als passive Zaungäste fühlen und ihre Wünsche und Prioritäten medienwirksam kommunizieren.

· Es ist daher zu untersuchen, ob statt eines Kunstrasenplatz in Brenken die Möglichkeit besteht, den bestehenden Aschenplatz in einen Rasenplatz umzuwandeln.
· Welche Intention steht hinter einer Errichtung eines Kunstrasenplatzes am Sportgelände Bruch in Büren? Was ohne Zweifel erkannt wird, ist, dass der dort vorhandene intensive Trainingsbetrieb eine alternative Lösung geradezu verlangt.

Aber warum soll es nicht möglich sein, 2 neue Rasenplätze (getrennt durch eine 100 m Tartanbahn) im Bereich der Lindenhofschule neu entstehen zu lassen, mit dem positiven Effekt, dass diese neuen Plätze einem zentralen Schulstandort (Lindenhofschule, Liebrauengymnasium, Mauritiusgymnasium, Moritz von Büren Schule) ebenfalls zu Gute kommen würden?
2. Im Zusammenhang mit den immer wieder oder besser gesagt - immer noch - dargestellten Investitionskosten für das Hallenbad i. H. v. 915.000 € bedauert es die SPD-Fraktion außerordentlich, dass es - obwohl wir seit mehreren Jahren eine perspektivische Planung in Richtung Kombibad fordern - immer noch keine klare Positionierung zur Frage der Zukunft des Hallenbades gibt. Ganz offensichtlich fehlt es dem Bürgermeister und der regierenden Mehrheit an Mut, die perspektivisch notwendigen Entscheidungen zu treffen.

3. Bei der Fortschreibung des Feuerwehrkonzeptes kommt es darauf an, dass die Wehrführung das richtige Maß zwischen kurzfristig notwendigen Ansprüchen an die Stadt und zusätzlichen aber aufschiebbaren freiwilligen Leistungen findet. Hier bedarf es einer engen Abstimmung zwischen allen Löschgruppen- und Löschzugführern. Die Politik ist hier in der Verantwortung, die Schutzzieldefinition mittragen zu können. Insofern fordern wir von der SPD Fraktion auch eine Betrachtung der Ausstattung über das Jahr 2011 hinaus, um frühzeitig auf Bedürfnisse und Notwendigkeiten reagieren zu können.

4. Wenn wir als SPD Fraktion den Stellenplan in Gänze ablehnen, dann ist dass für uns auch ein Signal, dass wir gegenüber den Mitarbeitern der Verwaltung setzen wollen, weil wir als Politik anscheinend die Rolle des Personalrates wahrnehmen müssen.
Wenn wir den Stellenplan ablehnen, ist das auch ein Indiz dafür, dass es in dieser Verwaltung schon seit mehreren Jahren keinen Personalrat mehr gibt, da scheinbar keine vertrauensvolle Zusammenarbeit möglich ist. 

Wir lehnen nicht die Beförderung einzelner Mitarbeiter ab, sondern wir wollen ein ausgewogenes und nachvollziehbares Verhältnis zwischen berechtigtem Anspruch und Stellenplan. Es geht uns nicht darum, dass hier Stellen neu bewertet wurden und die Gemeindeprüfungsanstalt daran fachlich beteiligt war – um diesem Vorwurf gleich zu entgegnen. Es kann und darf aber nicht sein, dass die GPA maßgeblich daran beteilt war, bestimmte Stellen in der Bewertung vorzuziehen.

Im Kern geht es doch darum, dass eine Stellenbewertung und die Besetzung dieser Stellen in Deckung gebracht werden müssen. Wir meinen, das ist Aufgabe dieses Bürgermeisters im Rahmen seiner Personal und Organisationshoheit.

Bevor er dieses jedoch nicht nachvollziehbar für die Politik und auch für alle – ich betone alle - Mitarbeiter der Stadtverwaltung plausibel darlegt, kann man dem Stellenplan nicht zustimmen, wobei wir kopfschüttelnd zur Kenntnis nehmen müssen, dass es in Büren mehr Fachbereichsleiter gibt als bei einer Verwaltung wie der Stadt Aachen. Das ist der Fluch, wenn man mehr Häuptlinge als Indianer beschäftigt. Auch, warum es eine „kamerale Demontage“ der Gleichstellungs-beauftragten im Haushaltsplan gibt, vermögen wir nicht nachzuvollziehen.

5. Kritisch hinterfragen wir den Planansatz für das Bestattungswesen. Ob es der richtige Schritt ist, zukünftig die Investitionskosten für den Ausbau der Friedhöfe und Friedhofsanlagen nur in maximaler Höhe der Abschreibungen zu veranschlagen (ca. 20.000 €), wird die Zukunft zeigen. Die Verwaltung scheint hier ebenfalls noch unschlüssig zu sein, vielleicht wurden deshalb bereits im Investitionsprogramm für das Jahr 2008 bereits realistischere 178.000 € veranschlagt?

Es bleibt abschließend festzuhalten, dass wir weiterhin sehr wachsam bei der Ausführung dieses Haushaltsplanes sein werden. Da wir überzeugt sind, dass das vorliegende Zahlenwerk ohnehin im Laufe des Jahres durch viele Einzelbeschlüsse modifiziert wird und wir an diesen Beschlüssen aktiv mitwirken werden, werden wir diesem Haushaltsplan zustimmen, wobei wir den Stellenplan ausdrücklich nicht mittragen und dieses bereits bei den Einzelabstimmungen dokumentiert haben.
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